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Antrag 

der Abgeordneten Jaunich, Dreßler, Adler, Andres, Becker-Ingiau, Dr. Böhme 
(Unna), Catenhusen, Egert, Gilges, Dr. Götte, Haack (Extertal), Hasenfratz, Heyenn, 
Ibrügger, Kirschner, Kolbow, Peter (Kassel), Reimann, Schreiner, Schmidt 
(Nürnberg), Schmidt (Salzgitter), Seuster, Steinhauer, Urbaniak, Weiler, 
von der Wiesche, Wittich, Dr. Vogel und der Fraktion der SPD 


Armutsberichterstattung in der Bundesrepublik Deutschland 


Der Deutsche Paritätische Wohlfahrtsverband hat anläßlich seines 
Armutsberichts auf die Notwendigkeit einer umfassenden 
Armutsberichterstattung unter anderem mit folgender Begrün- 
dung hingewiesen: 

Armut sei eine relative Größe. Bis heute gebe es in der Bundes- 
republik Deutschland keine allgemeingültigen, objektiven, wis- 
senschaftlich begründeten Kriterien, die festlegten, nach welchen 
Merkmalen Armut von Nicht- Armut zu unterscheiden sei. 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Deutsche Bundestag fordert deshalb die Bundesregierung 
auf, dem Deutschen Bundestag im Abstand von zwei Jahren, erst- 
mals zum 30. September 1990, einen Bericht über Ausmaß und 
Umfang der Armut in der Bundesrepubhk Deutschland vorzu- 
legen, der alle relevanten Faktoren von Armut, insbesondere auch 
die besonderen Ursachen von Frauenarmut, bezogen auf die 
Lebenslage der von Armut Betroffenen beschreibt. 

Der Bericht soll die mehrdimensionalen Auswirkungen miteinan- 
der zusammenhängender und sich wechselseitig bedingender 
Faktoren in besonderem Maße berücksichtigen. Auf diese Weise 
sollen dem Gesetzgeber objektivierbare Entscheidungshilfen z. B. 
in den Bereichen 

— Einkommen, 

— Soziale Sicherung, 

— Wohnen, 

— Gesundheit, 

— Ernährung, 

— Bildung, 
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-- soziale Kontakte, 

— Partizipation an Kultur und gesellschaftlichem Leben 
zur Bekämpfung von Armut zur Verfügung gestellt werden. 

Mit der Ausarbeitung der Berichte beauftragt die Bundesregie- 
rung jeweils eine Kommission, der bis zu sieben Sachverständige 
angehören. Die Bundesregierung fügt ihre Stellungnahmen die- 
sen Berichten bei. 

Der nationale Armutsbericht soll auch die Grundlage für die 
Armutsberichterstattung auf EG -Ebene bilden. 

Bonn, den 14. Mai 1990 
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Begründung 

Armut in der Bundesrepublik Deutschland kann bisher lediglich 
durch Zusammentragen verstreuter Fakten, Statistiken und Un- 
tersuchungen belegt werden. Systematisch aufbereitetes Material 
zu Qualität und Quantität des Armutsproblems liegt derzeit nur in 
geringerem Maße vor. Eine fundierte nationale Armutsbericht- 
erstattung, staatlich institutionalisiert, jedoch unabhängig durch- 
geführt, ist aber schon deshalb erforderlich, um auf der Basis einer 
einvernehmlichen Definition des Armutsbegriffes über erforder- 
liche Maßnahmen zur wirksamen Bekämpfung von Armut ent- 
scheiden zu können. Die bisher hauptsächlich auf kommunaler 
Ebene erstellten Armutsberichte sind vielfach in erster Linie von 
der verständlichen, aber das Problem verkürzenden Zielsetzung 
bestimmt, die sozialen Lasten der Arbeitslosigkeit und die durch 
Leistungskürzungen in vorrangigen Sozialversicherungssystemen 
verursachten Sozialhilfekosten an den Bund zurückzuwälzen; 
eine Sichtweise, die den von Armut Betroffenen unverständlich 
bleiben muß und der gesellschaftspolitischen Brisanz der Armut 
letztlich nicht gerecht wird. 
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